Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1429 


Sachgebiet 23 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schneider (Nürnberg), Mick, 
Erpenbeck, Ott, Geisenhofer, Dr. Riedl (München), 
Niegel, Biehle und Genossen 


betr. Wohnungsbaupolitik 


Das Bundesbaugesetz verlangt von den Gemeinden, schon im 
Flächennutzungsplan die beabsichtigte Nutzung nach den vor- 
ausschaubaren Bedürfnissen darzustellen. Eine solche Planung 
nach „voraussehbaren Bedürfnissen iJ sollte aber auch für alle 
Regionen, größere und kleinere Einheiten, selbstverständlich 
sein. Das heißt, da der Wohnungsbau langfristige und sehr 
erhebliche Investitionen verlangt, müssen, um volkswirtschaft- 
liche Fehlplanungen und Fehlinvestitionen zu vermeiden, die 
städtebauliche und wirtschaftliche Struktur der einzelnen Regi- 
on analysiert und die langfristig wirkenden Tendenzen regi- 
striert und dann auf dieser Basis die Planungen aufgestellt 
werden. Nur solche nach modernen wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen aufgestellte Prognosen gestatten es der Wohnungswirt- 
schaft, möglichst frühzeitig zu erkennen, in welchen Gebieten, 
in welcher Anzahl und Größe Wohnungen zu errichten sind, 
wie hoch der Baulandbedarf ist. 


Im Interesse der gerade durch die enorme Steigerung der Bau- 
und Mietpreise in stärkstem Maße beunruhigten Öffentlich- 
keit fragen wir die Bundesregierung: 

1. Was hat die Bundesregierung getan, um die Ursache der 
extremen Preisentwicklung in der Bauwirtschaft durch eine 
wissenschaftliche Untersuchung aufzuklären, die auf die 
spezifisch regionalen Belange der Bauindustrie und auf 
ihre langfristigen Investitions- bzw. Produktionsplanungen 
abgestellt war? 

2. Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die Verbände 
der Bauwirtschaft seit Jahren für eine langfristige regio- 
nale Bauplanung und eine mehrjährige Rahmenplanung in 
diesem Sektor eintreten? 
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3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach einer Umfrage 
des IFO-Instituts schon im Jahre 1966 sich 59% der Bau- 
firmen bereit erklärt haben, wegen der gleichmäßigen 
Auslastung ihrer Kapazität die Preise auf längere Zeit 
stabil zu halten, d. h. auf eine Lohngleitklausel zu ver- 
zichten? 

4. Ist der Regierung klar, daß eine langfristige Bauplanung 
eine genaue Bedarfsanalyse voraussetzt und daß ohne 
solche analytischen Unterlagen die kontinuierliche Bau- 
tätigkeit nicht gesichert ist, die gerade für die Baubetriebe 
eine so große Bedeutung hat? 

5. Hat die Bundesregierung etwas unternommen, um den 
Wohnungsbaubetrieben des Baugewerbes, darunter auch 
dem Fertigteilbau, bedarfsanalytische Werte zur Verfügung 
zu stellen, aus denen hervorgeht, in welchen Gebieten, in 
welchem Ausmaß und in welcher Zusammensetzung der 
Wohnungsbaubedarf auftritt? 

6. Aus welchen Beweggründen fördert die Bundesregierung 
ausschließlich solche wohnungsbedarfsanalytischen Unter- 
suchungen, die nur für das gesamte Bundesgebiet Global- 
zahlen liefern, mit denen die unternehmerische Bauwirt- 
schaft wegen der Mannigfaltigkeit der Baumärkte aber 
nichts anfangen kann? 

7. Kann die Bundesregierung erklären, wozu das Ministe- 
rium für Städtebau und Wohnungswesen die Daten der 
Wohnungszählung 1968 benötigte, wenn nicht als Basis 
für die Aufstellung einer regionalen Bedarfsanalyse? 

8. Ist die Bundesregierung bereit, ihre künftige Wohnungs- 
bauförderung nach Strukturentwicklungsplänen auszurich- 
ten, die sich sowohl auf den Wohnungsbedarf wie auf ar- 
beitsplatzanalytische Merkmale erstrecken, die nicht nur 
den zahlenmäßigen Wohnungsbedarf, sondern auch dessen 
Verteilung auf die einzelnen Wohnungstypen wie die 
voraussichtlichen Baukosten und den Baulandbedarf mit 
einbeziehen? 

9. Kann die Bundesregierung Antwort auf die Frage geben, 
nach welchen Gesichtspunkten die in die Bauwirtschaft 
fließenden öffentlichen Mittel verteilt werden, wenn dem 
zuständigen Ressort weder die Massierungspunkte der 
Bautätigkeit, noch die „wohnungswirtschaftlichen Entwick- 
lungsgebiete" bekannt sind? 

10. Hat die Bundesregierung Vorsorge dafür getroffen — aus- 
ser punktuellen Maßnahmen — , daß sowohl ökonomisch 
als auch wissenschaftlich begründete Leitlinien für die 
Sanierungsbedürftigkeit (sogenannte Sanierungsbedürftig- 
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keitsskala) aufgestellt werden, die als Basis für die Ver- 
wirklichung des zu verabschiedenden Städtebauförderungs- 
gesetzes dienen können und auch dem Ertragswert der 
Wohnungen Rechnung tragen? 

11. Wurden von der Bundesregierung im Hinblick auf die 
Probleme des Umweltschutzes z. B. schon die heizungs- 
wirtschaftlichen Fragen in neuen Siedlungen und in Sanie- 
rungsgebieten unter Berücksichtigung der aktuellen Er- 
fordernisse der Luftreinhaltung und der neuen Energieträ- 
ger (wie z, B, Erdgas oder — zukunftsgerichtet — Atom- 
energie) untersucht? 
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